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Teil B: Vorhaben und Erschließung 
 
 

1. 
Beschreibung des Vorhabens 

 
(1) Das Vorhaben betrifft die Errichtung eines Solarparks auf den Grundstücken des 

Vorhabensträgers gemäß Teil A Ziffer 2 dieses Vertrages. 
 
(2) Das Vorhaben ist im Plan als Bestandteil des vorhabenbezogenen Bebauungs-

planes dargestellt. Ferner ist eine textliche Beschreibung (Anlage 3) beigefügt.  
 
(3) Für die Umsetzung des Vorhabens ist der Vorhabensträger verantwortlich. Die 

Umsetzung wird im Durchführungsvertrag näher geregelt. Der Vorhabensträger 
verpflichtet sich zur Umsetzung im Rahmen des Durchführungsvertrages. 

 
 

2. 
Art und Umfang der Erschließungsanlagen 

 
(1) Die notwendigen Erschließungsanlagen sind vom Vorhabensträger zu erstellen. 
 
(2) Die notwendige Erschließung nach diesem Vertrag umfasst, soweit für den Betrieb 

erforderlich: 
a) die erstmalige Herstellung oder Instandsetzung der Zufahrt für das Vorhaben;  
b) die Herstellung aller erforderlichen Anlagen für eine ordnungsgemäße 

Oberflächenentwässerung, z.B. Versickerung im Plangebiet, Rückhalte-
einrichtungen 

c) die Herstellung der notwendigen Infrastruktureinrichtungen für Stromver-
sorgung und Telekommunikation incl. Breitbandanbindung 

d) die Umlegung, Anpassung oder Sicherung vorhandener städtischer 
Versorgungsleitungen im Plangebiet 

 
(3) Der Vorhabensträger hat notwendige Bau-, wasserrechtliche sowie sonstige 

Genehmigungen bzw. Zustimmungen rechtzeitig vor Baubeginn einzuholen und 
der Stadt vorzulegen bzw. den Nachweis zu erbringen, dass diese nicht erfor-
derlich sind. 

 
(4) Mutterboden, der bei der Errichtung und Änderung baulicher Anlagen und Er-

schließungsanlagen im Erschließungsgebiet ausgehoben wird, ist in nutzbarem 
Zustand zu erhalten und vor Vernichtung oder Vergeudung zu schützen. Seine 
Verbringung und Verwertung außerhalb des Erschließungsgebietes bedarf der 
Zustimmung der Stadt. 

 
(5) Bei der Einzäunung der Flächen ist darauf zu achten, dass die Zufahrten zu den 

angrenzenden Flächen, die nicht dem Solarpark dienen, für landwirtschaftliche 
und forstwirtschaftliche Maschinen ausreichend breit verfügbar bleiben. 
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3. 
Ausbauplanung 

 
Soweit im Zuge der Erschließungsplanungen auch Einrichtungen der Stadt oder 
sonstiger öffentlicher Baulastträger betroffen sind, sind alle Planungen vorher mit den 
Betroffenen abzustimmen. 
 
 

4. 
Baudurchführung 

 
Für die Errichtung des Solarparks ist ein gesonderter Durchführungsvertrag erfor-
derlich. 

 
 

5. 
Haftung und Verkehrssicherung 

 
(1) Vom Tage des Beginns der Erschließungsarbeiten an übernimmt der Vorha-

bensträger im gesamten Erschließungsgebiet die Verkehrssicherungspflicht. 
 
(2) Der Vorhabensträger haftet bis zur Übernahme der Anlagen für jeden Schaden, 

der durch die Verletzung der bis dahin ihm obliegenden allgemeinen Verkehrs-
sicherungspflicht entsteht und für solche Schäden, die infolge der Erschließungs-
maßnahmen an bereits verlegten Leitungen oder sonst wie verursacht werden. 
Der Vorhabensträger stellt die Stadt insoweit von allen Schadenersatzansprüchen 
frei. Diese Regelung gilt unbeschadet der Eigentumsverhältnisse. Vor Beginn der 
Baumaßnahmen ist das Bestehen einer ausreichenden Haftpflichtversicherung 
nachzuweisen. 

 
(3) Einwirkungen aus benachbarten Grundstücken im Rahmen der ordnungsge-

mäßen landwirtschaftlichen Nutzung sind zu dulden. Ansprüche wegen Verun-
reinigung der Solaranlagen gegenüber Dritten stehen dem Vorhabensträger 
insoweit nicht zu. 

 
(4) An den Geltungsbereich des Bebauungsplanes grenzen Waldflächen an, wo es 

durch Baumfall zu Schäden an Einrichtungen der Anlagen des Vorhabensträgers 
kommen kann. Das Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten fordert daher 
eine Haftungsausschlusserklärung des Vorhabensträgers gegenüber den Wald-
besitzern. 
Der Vorhabensträger verpflichtet sich, gegenüber den angrenzenden Wald-
besitzern, eine Haftungsausschlusserklärung vor Abschluss des Bauleitplanver-
fahrens zu erteilen. 
 

(5) Der Vorhabensträger verpflichtet sich zur Vermeidung von Blendwirkungen 
reflektionsarme Module zu verwenden. 
Während der Aufwuchsphase der Hecke sind Sichtschutzmatten am Zaun zu 
befestigen, um in dieser Übergangszeit störende Reflexionen für die Anwohner zu 
vermeiden.   
Das erstellte Blendschutzgutachten zur Planung ist zu beachten. 
 












